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nicht notwendig sei. Jedoch werden die Rechtsbeziehungen 
zur Sicherung ihrer staatlich rechtlichen Leitung in das Zi
vilrecht eingeordnet, mit Bezug vor allem auf die Grundsätze 
des ZGB, die Bestimmungen über die Erfüllung der Rechte 
und Pflichten sowie über die Verantwortlichkeit für rechts
widrige Schadenszufügung.3 4

3. Für eine komplexe Gestaltung des medizinischen Be
treuungsverhältnisses auf der Grundlage staats-, verwal- 
tungs-, arbeits-, sozialversicherungs- und zivilrechtlicher 
Normen durch Einordnung dieser Rechtsbeziehungen in das 
Zivilrecht spricht sich die dritte Gruppe aus. Sie lehnt den 
zivilrechtlichen Vertrag für die Rechtsbeziehungen zwischen 
Gesundheitseinrichtung und Patient ab, weil diese Rechtsbe
ziehungen durch das Zivilrecht bereits ausreichend gesichert 
seien/1

4. Nach Ansicht der vierten Gruppe könne das medizini
sche Betreuungsverhältnis in den Wirkungsbereich des Zivil
rechts nicht einbezogen werden, deshalb müsse auch der zi
vilrechtliche Vertrag abgelehnt werden. Das medizinische 
Betreuungsverhältnis werde allein auf sozialversicherungs
rechtlicher Grundlage begründet, weil Bürger bei Bedürftig
keit die medizinischen Leistungen unmittelbar in Anspruch 
nehmen könnten und eine Gegenleistung nicht erbracht wer
den müßte.5 6

Die Frage nach dem Charakter der Rechtsbeziehungen 
zwischen Patient und Gesundheitseinrichtung war in der 
Rechtsprechung meist Ausgangspunkt für die Beurteilung 
der materiellen Verantwortlichkeit der Gesundheitseinrich
tung. Das Oberste Gericht hat diese Beziehungen als Vertrag 
auf medizinische Betreuung, als zivilrechtlichen Vertrag eige
ner Art, rechtlich beurteilt.® Es hat Auffassungen, daß nach 
früherem Recht diese Rechtsbeziehungen als Dienst- oder/ 
und Werkvertrag i. S. der §§611 ff., 631 ff. BGB zu klassifi
zieren gewesen wären, nicht geteilt, weil damit diesen spezi- > 
fischen Rechtsbeziehungen, die u. a. in hohem Maße durch das 
Vertrauen und die Mitwirkung des Patienten sowie die ethi
sche Verantwortung des Arztes geprägt sind, nicht Rechnung 
getragen wird. An dieser Betrachtungsweise hat sich u. E. 
auch nach Inkrafttreten des ZGB prinzipiell — wenn von 
der Anordnung medizinischer Maßnahmen durch staatliche 
Organe abgesehen wird — nichts geändert.7 Für die inhaltliche 
Bestimmung der ärztlichen Aufklärungspflicht und die Ver
antwortlichkeit für Schadenszufügung kann es hier jedoch 
dahingestellt bleiben, ob es sich bei dem medizinischen Be
treuungsverhältnis um einen Dienstleistungsvertrag (vgl. § 162 
Abs. 3 ZGB) oder um einen zivilrechtlichen Vertrag eigener 
Art handelt.

Wichtig scheint uns für die rechtliche Einordnung des me
dizinischen Betreuungsverhältnisses in das Zivilrecht über
haupt zu sein, diese Rechtsbeziehungen als zivilrechtlichen 
Vertrag zu charakterisieren. Bestimmend dafür ist, daß die 
Willenserklärungen der Partner grundsätzlich die rechtser
hebliche Tatsache für das Zustandekommen und den Inhalt 
des Vertrages auf medizinische Betreuung sind. Beiden Ver
tragspartnern wird im Rahmen des ZGB und anderer Rechts
vorschriften breiter Raum für die Gestaltung des medizini
schen Betreuungsverhältnisses in der Rechtsform des Ver
trages gelassen.

Mit der Auffassung, das medizinische Betreuungsverhält
nis werde durch Inanspruchnahme innerhalb der verschiede
nen Formen seiner „komplexen“ Regelung (staats-, verwal- 
tungs-, arbeits- und zivilrechtlich) begründet, wird u. E.'dem 
Patienten und dem Arzt nicht ausreichend Schutz und Rechts
sicherheit gegeben. Für Arzt, medizinische Mitarbeiter und 
Patient ist es z. B. wichtig zu wissen, wann exakt und Wo
durch das medizinische Betreuungsverhältnis begründet und 
beendet wird, wann der Patient daraus Rechte gegenüber der 
Gesundheitseinrichtung in Anspruch nehmen kann und ab 
wann der Arzt dem Patienten gegenüber zur Aufklärung ver
pflichtet ist. Es liegt z. B. grundsätzlich beim Patienten, wel
cher medizinischen Behandlung er sich unterziehen will, 
wenn ihm nach ärztlicher Aufklärung die Wahl zwischen Al
ternativen für die Therapie freisteht. Eine entscheidende Vor
aussetzung für eine erfolgversprechende Heilbehandlung und 
Genesung ist die Mitwirkung des Patienten an der Behand
lung in der Art und Weise, wig sie ihm vom Arzt empfohlen 
wurde und zu der er seine Zustimmung gegeben hat. Eine 
Begründung des medizinischen Betreuungsverhältnisses 
durch „Inanspruchnahme“ der Gesundheitseinrichtung ver
mag der Vielfalt und Differenziertheit, die die Vertragsge
staltung ermöglicht, und dem ihr zugrunde liegenden Element 
des Gestaltungswillens des Arztes und Patienten nicht Rech
nung zu tragen. Die bloße Inanspruchnahme der medizini
schen Betreuung läßt einer der Gesundung des Patienten die
nenden individuellen Gestaltung der Heilbehandlung kaum 
Raum.

Inhalt und Umfang der ärztlichen Aufklärungspflicht

Das ZGB enthält keine den spezifischen Inhalt des medizini
schen Betreuungsverhältnisses bestimmenden Festlegungen 
und damit auch keine spezielle Regelung über die Pflicht des 
Arztes zur Aufklärung seines Patienten. Diese Rechtspflicht 
ist für das ZGB nur aus seinen Grundsätzen (§§ 1 bis 16) ab
zuleiten und zu charakterisieren als allgemeine Rechtspflicht 
zur medizinischen Betreuung (§§ 4, 7, 12 Abs. 2, 13) i. V. m. 
der allgemeinen Pflicht der Gesundheitseinrichtung, die Ge
sundheit der Patienten zu schützen, sie vor Schäden zu be
wahren, Schäden vorzubeugen sowie drohende Schäden und 
Gefahren abzuwehren (§§ 323 bis 325).

Die Approbationsordnung für Ärzte (§ 5) und die für 
Zahnärzte (§3), beide vom 13. Januar 1977 (GBl. I Nr. 5 S. 30 
und 34), legen die grundsätzliche ärztliche Pflicht zur Aufklä
rung des Patienten fest. Die Rahmen-KrankenhäUsordnung 
(RKO) vom 14. November 1979 (GBl.-Sdr. Nr. 1032) gestaltet 
die ärztliche Aufklärungspflicht in zwei Richtungen aus. Zum 
einen ist der Patient über seinen Gesundheitszustand, über 
Anlaß und Ziel der medizinischen Maßnahmen zu informie
ren, um bei ihm dafür Verständnis zu finden, ihn zur Mit
wirkung am medizinischen Betreuungsprozeß zu gewinnen 
und seinen Genesungswillen zu stärken (Abschn. B/II Ziff. 2 
Abs. 1 RKO). Zum anderen ist die Information und Bera
tung des Patienten darauf gerichtet, seine Zustimmung bzw. 
die seines gesetzlichen Vertreters zu erforderlich werdenden 
medizinischen Eingriffen bzw. zur Anwendung von Arznei
mitteln zu erreichen (Abschn. B/II Ziff. 2 Abs. 2 RKO).

Die medizinische Behandlung setzt grundsätzlich die Ein
willigung des Patienten voraus, als ein ausschließlich ihm 
zustehendes Recht, das grundsätzlich nicht durch Entschei
dungen anderer Personen ersetzt werden kann. Es gibt dem 
Patienten die Möglichkeit, auf den Verlauf der Behandlung 
Einfluß zu nehmen. Dieses Recht korrespondiert mit der 
Pflicht der Gesundheitseinrichtung, dem Patienten für seine 
Entscheidung die notwendigen Informationen zu geben. Die 
vollständige Erfüllung der ärztlichen Aufklärungspflicht muß 
es ihm ermöglichen, seine Entscheidung bezogen auf seine 
Interessenlage sachkundig zu treffen. Für die Bestimmung 
des rechtlich relevanten Inhalts und Umfangs der Aufklä
rungspflicht ist u. E. von der Interessenlage des Patienten 
auszugehen.

Die Approbationsordnungen und die RKO treffen aber 
keine der Interessenlage der Patienten entsprechenden копт 
kreten Festlegungen über Inhalt, Umfang und Grenzen der 
ärztlichen Aufklärungspflicht.
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